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BBW kritisiert 
Entlassung der 
Regierungspräsiden-
ten Schmalzl und 
Schmidt

Die kalte Dusche gab es 
schon davor

Grün-Schwarz hat die Regierungsarbeit aufgenommen



Als eigenständige Spitzenorganisation der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in der Bundes-
republik Deutschland betreibt der dbb beamtenbund
und tarifunion und mit ihm in Baden-Württemberg
der BBW eine gezielte Berufspolitik für den öffent-
lichen Dienst.

Die an den Problemen der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes ausgerichtete Interessenvertretung
ist nicht nur für diese selbst unverzichtbar:
Sie nützt zugleich den Bürgerinnen und Bürgern
und trägt zur Lösung staatlicher und gesellschafts-
politischer Probleme aus der unverfälschten
Erfahrung und Interessenlage der im öffentlichen
Dienst arbeitenden Menschen bei.

Die alle Sparten und Funktionen des öffentlichen
Dienstes berücksichtigende Mitgliederstruktur des
Beamtenbundes und sein demokratischer Aufbau
garantieren, dass auch in Zeiten wachsender Gleich-
gültigkeit gegenüber Aufgaben, Struktur und Funk-
tion des öffentlichen Dienstes bei politischen
und gesellschaftlichen Instanzen sachverständige
und engagierte Interessenvertretung geleistet wird.
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die grün-schwarze Landes-
regierung nimmt ihre Arbeit 
auf. Der Ministerpräsident 
und das Kabinett sind verei-
digt, die Verabschiedungen 
sind gelaufen und das künf-
tige Führungspersonal, so-
wohl in den Ministerien wie 
im Landtag, werden bestellt. 
Auch in den Regierungsprä-
sidien finden Rochaden 
statt. So bislang in Stuttgart 
und Tübingen. Der jüngst 
ernannte Tübinger Regie-
rungspräsident Schmidt, sei-
nes Zeichens SPD, wird zu-
gunsten eines CDU-Politikers 
in den einstweiligen Ruhe-
stand geschickt. Daneben – 
noch fraglicher – ist der 
Stuttgarter Regierungsprä-
sident Schmalzl abgelöst 
worden vom bisherigen 
Ministerialdirektor des Land-
wirtschaftsministeriums. 
Reimer „passt“ dort nicht 
mehr zur politischen Farbe, 
in beschränktem Umfang ist 
diese Entscheidung nachvoll-
ziehbar. Aber, weshalb muss 
Schmalzl gehen? Hat er nicht 
seit 2008 als treuer, aufrech-
ter und loyaler Beamter, 
selbst in der letzten grün- 
roten Legislatur ohne die 
Spur eines Makels gedient!? 
Hat er nicht sowohl die 
schwarz-gelben wie auch 
alle grün-roten Vorgaben als 
vorbildlicher Beamter umge-
setzt?! Die Beamtenschaft 
wie auch die Öffentlichkeit 
wundern sich, gelinde ausge-
drückt. Tragen nicht solche 
fragwürdigen Entscheidun-
gen zu einer weiteren Erosi-
on der politischen Glaubwür-
digkeit bei. Nicht alles, was 
das Landesbeamtengesetz 
„erlaubt“, muss auch richtig 
sein. Zumal es Auffassungen 
von Rechtswissenschaftlern 

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,
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In dieser AusgabeEditorial

gibt, basierend auf Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts, dass 
Regierungspräsidenten eben nicht 
unter die strenge Kategorie der politi-
schen Beamten fallen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beider Regierungspräsidien haben 
sich für den Verbleib der Präsidenten 
ausgesprochen, vergeblich. Zeitungs-
kommentare im Vorfeld mit gleicher 
Fragestellung, vergeblich. 

Großes Verständnis habe ich für die 
Entscheidung eines Betroffenen, den 
Vorgang gerichtlich überprüfen zu 
lassen.

Der BBW-Landeshauptvorstand hat 
die Linie der BBW-Landesleitung im 
Umgang mit der neuen grün-schwar-
zen Landesregierung bestätigt. Der 
BBW wird in der Frage der drohenden 
Beamtensparmaßnahmen weiterhin 
hart argumentieren und öffentlich-
keitswirksam präsent sein. Ich bin 
überzeugt, das frühzeitige Bekannt-
werden der geplanten Spareingriffe 
hat zumindest verhindert, dass diese 
präzisiert in die Koalitionsvereinba-
rung aufgenommen wurden. Ein 
Sturm der Entrüstung wurde zu Recht 
losgetreten. Einige CDU-Mandatsträ-
ger haben ihr Amt in der Partei nie-
dergelegt. Respekt vor dieser Ent-
scheidung!

Der BBW wird Gespräche einfordern 
und – vorläufig – auf Großaktionen 
verzichten. Wir werden im Kontakt 
mit Frau Professor Dr. Färber, Ver-
waltungshochschule Speyer, eruieren, 
welchen Weg wir einschlagen müs-
sen, um künftige Entscheidungen der 
grün-schwarzen Landesregierung in 
Besoldungs-, Beihilfe- und Versor-
gungsfragen rasch vor dem Hinter-
grund der beiden Bundesverfassungs-
gerichtsurteile des vergangenen Jah-
res überprüfen zu können. 

Unzählige Mails und Schreiben errei-
chen uns derzeit, in denen Kollegin-
nen und Kollegen den BBW auffor-
dern, den Klageweg zu beschreiten. 

Unsere Entscheidungen in den letzten 
Jahren waren juristisch gut begrün-
det. Die aktuellen Urteile des Bundes-
verfassungsgerichts eröffnen nun kla-
re Korridore. Insofern hat sich die ver-
fassungsrechtliche Gesamtbewertung 
auch verschoben. So ist es nachvoll-
ziehbar, dass der hessische Beamten-
bund inzwischen Klage einreicht, 
schließlich hat die schwarz-grüne hes-
sische Landesregierung nach einer 
Nullrunde 2015 mit der 1 %-Decke-
lung in 2016 ihre politischen Ankündi-
gungen wahrgemacht.

Ich gehe mit Spannung in die anste-
henden Gespräche mit der grün-
schwarzen Landesregierung. Der BBW 
ist zum Gespräch, zum Dialog bereit. 
Darüber hinaus wird es Kontakte in 
die Fraktionen, zu den kommunalen 
Spitzenverbänden, zu den zuständi-
gen Ministerinnen und Ministern ge-
ben müssen, wie auch zur Opposition. 
Der BBW-Landeshauptvorstand steht 
geschlossen hinter der BBW-Landes-
leitung. Und ich spüre den großen 
Rückhalt, den der BBW in der Beam-
tenschaft wie auch bei den Tarifbe-
schäftigten hat. Dafür danke ich …

Mit kollegialen Grüßen 

 
 

Ihr Volker Stich

BB
W

Impressum

<

Herausgeber: Beamtenbund Baden-Württemberg, Am Hohengeren 12, 
70188 Stuttgart. 
Vorsitzender: Volker Stich, Heidelberg. Stellvertretende Vorsitzende: 
Gerhard Brand, Murrhardt; Dorothea Faisst-Steigleder, Heidenheim; 
Waldemar Futter, Mössingen; Michaela Gebele, Karlsruhe; Joachim 
Lautensack, Bruchsal; Kai Rosenberger, Rottweil. 
Schriftleitung: „BBW Magazin“: Volker Stich, Am Hohengeren 12, 
70188 Stuttgart. Redaktion: Heike Eichmeier, Stuttgart.
Landesgeschäftsstelle: Am Hohengeren 12, 70188 Stuttgart. Telefon: 
0711.16876-0. Telefax: 0711.16876-76. E-Mail: bbw@bbw.dbb.de. 
Postanschrift: Postfach 10 06 13, 70005 Stuttgart.
Bezugsbedingungen: Die Zeitschrift erscheint zehnmal im Jahr. 
Für Mitglieder des Beamtenbundes Baden-Württemberg ist der 
Verkaufspreis durch den Mitgliedsbeitrag abgegolten. Der Abonne-
mentspreis für Nichtmitglieder des dbb beträgt  jährlich 15,90 Euro 
zuzüglich Postgebühren. Der Bezugspreis für das Einzelheft 2,– 
Euro zuzüglich Postgebühren. Bezug durch die Post. Einzelstücke 
durch den Verlag.
Verlag: dbb verlag gmbh. Internet: www.dbbverlag.de. E-Mail: kontakt 
@dbbverlag.de.
Verlagsort und Bestellanschrift: Friedrichstr. 165, 10117 Berlin.  
Telefon: 030.7261917-0. Telefax: 030.7261917-40.
Versandort: Geldern.
Herstellung: L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG DruckMedien, Markt-
weg 42–50, 47608 Geldern.
Layout: Dominik Allartz, FDS, Geldern. 
Anzeigen: dbb verlag gmbh, Mediacenter, Dechenstr. 15 a, 
40878 Ratingen. Telefon: 02102.74023-0. Telefax: 02102.74023-99.
E-Mail: mediacenter@dbbverlag.de.
Anzeigenleitung: Petra Opitz-Hannen,  
Telefon: 02102.74023-715. Anzeigendisposition: 
Britta Urbanski, Telefon: 02102.74023-712, Anzei-
gentarif Nr. 33, gültig ab 1.10.2015. Druckauflage: 
50 000 (IVW 1/2016). 
 ISSN 1437-9856

_0ZY57_IVW LOGO-frei.pdf; s1; (53.55 x 51.43 mm); 20.May 2016 13:58:47; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien

<

D
er

 ö
ff

en
tl

ic
he

 D
ie

ns
t 

in
 B

ad
en

-W
ür

tt
em

be
rg

3

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | Juni 2016



Skepsis gegenüber der neuen Landesregierung ist groß

BBW bereitet sich auf schwere Zeiten vor 
Der BBW – Beamtenbund Tarifunion bereitet sich auf schwierige Zeiten 
vor: Mehrgleisig werde man fahren, um drohende grün-schwarze Spar-
vorhaben zumindest abzumildern, sagt BBW-Chef Volker Stich. Wie sich 
die Organisation in den kommenden Monaten im Einzelnen positionieren 
wird, das hat der Landeshauptvorstand des BBW am 11. Mai 2016 be-
schlossen, einen Tag vor der Vereidigung von Ministerpräsident Kretsch-
mann und dem grün-schwarzen Kabinett.

Die Skepsis gegenüber der 
neuen Landesregierung ist 
groß, ebenso die Bereitschaft, 
massiv auf grün-schwarze 
Spareingriffe bei der Beamten-
schaft zu reagieren. Das war in 
Wernau bei der Frühjahrssit-
zung des BBW-Landeshaupt-
vorstands nicht zu überhören. 
Immer wieder wurde der Ruf 
nach einer Klage laut, sollte 
die neue Landesregierung tat-
sächlich die „Folterwerkzeuge“ 
auspacken, auf die sich Grün-
Schwarz im Rahmen der Koa-
litionsverhandlungen offen-
sichtlich verständigt hat. Jene 
Folterwerkzeuge nämlich, von 
denen der neue CDU-Innenmi-

nister Thomas Strobl gespro-
chen hatte, als die grün-
schwarzen Sparüberlegungen 
Ende April publik wurden.

Mit dieser Äußerung reagierte 
Strobl auf Medienberichte, in 
denen die grün-schwarzen 
Sparüberlegungen detailliert 
aufgelistet waren: Deckelung 
der Besoldungsanpassungen 
auf ein Prozent plus, unabhän-
gig von der Höhe des Tarif-
abschlusses, Abschmelzen der 
Pensionen von derzeit 71,75 
Prozent auf 70 Prozent und 
eine Wiederbesetzungssperre 
im vierstelligen Bereich. 

Weder Thomas Strobl noch 
Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann äußerten sich  
zu den Sparplänen, räumten 
jedoch ein, dass die Deckungs-
lücke im Haushalt Sparmaß-
nahmen unumgänglich mach-
ten. Konkretes über die 
schwarz-grünen Sparüberle-
gungen, die Ende April über 
dunkle Kanäle aus den Koaliti-
onsverhandlungen heraus be-
kannt geworden waren, sucht 
man im Koalitionsvertrag ver-
gebens. Dort findet sich ledig-
lich der Hinweis, dass sich die 
Koalition verpflichte, struktu-

relle Einsparungen in Höhe von 
rund 1,8 Milliarden Euro in der 
Endstufe bis 2020 zu realisie-
ren. Diese würden im Zuge der 
Haushaltsaufstellungen sowie 
der damit einhergehenden 
mittelfristigen Finanzplanun-
gen quantifiziert und mit ver-
bindlich einzuhaltenden Maß-
nahmen unterlegt. 

Schwarz auf weiß nachzulesen 
sind dagegen die Wohltaten, 
nämlich 1 500 neue Polizeistel-
len – die bis 2021 geschaffen 
werden sollen – und 100 Milli-
onen Euro zusätzlich für Poli-
zeitechnik. Ferner soll die Ab-
senkung der Eingangsbesol-
dung im Rahmen der Haus-
haltsvorgaben bis zum Jahr 
2022 schrittweise rückgängig 
gemacht werden.

Waren die Medienberichte von 
Ende April ein Sturm im Was-
serglas? Wohl kaum. Denn 
kaum lag der Koalitionsvertrag 
auf dem Tisch, war nicht nur 
hinter vorgehaltener Hand von 
Geheimabsprachen die Rede. 
Auch beim BBW zweifelt nie-
mand daran, dass es ein Papier 
über geplante Sparmaßnah-
men im Beamtenbereich gibt. 
Entsprechend aufgeladen war 

die Stimmung beim Landes-
hauptvorstand in Wernau. 
Dementsprechend äußerte sich 
auch BBW-Chef Stich gegenüber 
Medienvertretern, bevor er die 
Marschrichtung erläuterte, die 
der Landeshauptvorstand der 
Organisation am 11. Mai abge-
segnet hatte. Nachzulesen war 
dies in der Stuttgarter Zeitung 
und den Stuttgarter Nachrich-
ten vom 13. Mai 2016. Tags zu-
vor hatte Stich bereits in der 
SWR-Fernsehsendung „Zur 
Sache Baden-Württemberg“ 
Position bezogen. 

In dieser Sendung hatte zu-
nächst Ministerpräsident 
Kretschmann das Wort, den 
Moderator Clemens Bratzler 
provozierend nach den „Fol-
terwerkzeugen“ für die Be-
amten fragte. Kretschmann 
antwortete gelassen: „Wir 
foltern niemand.“ Sparein-
griffe schloss er allerdings 
nicht aus. Das Personal und 
die Kommunen machten 
schließlich über 60 Prozent 
des Haushalts aus. Deshalb 
könne man diese beiden 
Gruppen auch bei Maßnah-
men zur Sanierung des Haus-
halts nicht außen vor lassen. 

Zugleich wies der Regierungs-
chef darauf hin, dass man den 
Beamten mit der schrittweisen 
Rücknahme der Eingangsbesol-
dung entgegenkomme und un-
terstellte im gleichen Atemzug 
dem Beamtenbund und den 
Kommunalen Spitzenverbän-
den „Jammern auf hohem 
Niveau“.

 < BBW-Chef Stich bereitet den 
Landeshauptvorstand in Wer-
nau auf schwierige Zeiten vor.

 < Der Ärger der Delegierten über die drohenden grün-schwarzen Sparmaßnahmen ist riesengroß.
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Solche Töne kommen beim 
BBW gar nicht gut an. „Die Be-
amten sind nicht das Spar-
schwein der Nation“, konterte 
BBW-Chef Stich und kündigte 
Widerstand gegen eine Decke-
lung der Besoldung, ein Ab-
schmelzen der Pensionen und 
Wiederbesetzungssperren an – 
mit unterschiedlichen „Werk-
zeugen“, wenn nötig auch mit 
einer Klage vor dem Bundes-
verfassungsgericht. Zunächst 
aber will man stillhalten, die 
Entwicklung beobachten und 

netzwerken. Verbündete sucht 
der BBW nicht nur beim ehe-
maligen SPD-Finanz- und Wirt-
schaftsminister Nils Schmid 
und dem neuen SPD-Fraktions-
vorsitzenden Andreas Stoch, 
sondern auch bei den Kommu-
nalen Spitzenverbänden, die 
ebenfalls für die Sanierung des 
Landeshaushalts bluten sollen. 

Obwohl sich nicht nur der grü-
ne Koalitionspartner, sondern 
auch die CDU zur Notwendig-
keit zum Sparen bekannt hat, 

setzt BBW-Chef Stich auch auf 
einen „konstruktiven Kontakt“ 
zu beiden, um die befürchteten 
grün-schwarzen Sparbeschlüs-
se abzumildern. Zudem aber 
hat der BBW Kontakt zu Gisela 
Färber aufgenommen, der In-
haberin des Lehrstuhls für 
Wirtschaftliche Staatswissen-
schaften an der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften in 
Speyer. Sie soll bis zum Jahres-
ende ein „Instrumentarium“ 
erarbeiten, eine Art Vorwarn-
system für Abwehrmaßnah-

men, sollten bei Sparbeschlüs-
sen die Verfassungsgrenzen 
tangiert werden.

Das alles hat der BBW-Vorsit-
zende gegenüber Medienver-
tretern detailliert erläutert. 
Dass der BBW zum Klagen be-
reit ist, auch daran ließ Stich 
keine Zweifel aufkommen: Der 
Landeshauptvorstand habe 
entschieden, „dass wir auch 
mit hohem Risiko eine Verfas-
sungsklage einreichen, wenn 
es erforderlich wird“. 

BBW kritisiert Entlassung der Regierungspräsidenten Schmalzl und Schmidt

Vorgehen ist fragwürdig und zudem 
 verfassungsrechtlich bedenklich 
Der BBW – Beamtenbund Tarifunion hat mit Befremden zur Kenntnis ge-
nommen, dass nach Grün-Rot jetzt auch Grün-Schwarz mit den beiden Re-
gierungspräsidenten von Stuttgart und Tübingen, Johannes Schmalzl (FDP) 
und Jörg Schmidt (SPD), verdiente Beamte ohne Not in den Ruhestand 
schickt. BBW-Chef Volker Stich spricht von nicht nachvollziehbarem Vorge-
hen. Zudem hält er die Entscheidung für verfassungsrechtlich bedenklich. 

Stich bezweifelt, dass die 
Amts chefs der Regierungsprä-
sidien, nämlich die Leiter von 
nachgeordneten Behörden, 
überhaupt politische Beamte 
sein können. Er beruft sich da-
bei auf Prof. Dr. Josef Franz  
Lindner von der Universität 
Augsburg, Inhaber des Lehr-
stuhls für Öffentliches Recht, 
Medizinrecht und Rechtsphilo-
sophie, der basierend auf Ent-
scheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts allenfalls die 
Amtschefs von Ministerien, 
also Ministerialdirektoren als 
politische Beamte akzeptiert. 

Nach dem Beamtenstatusge-
setz können Beamte in den 
einstweiligen Ruhestand ver-
setzt werden, wenn ihr Amt 
eine „fortdauernde Überein-
stimmung mit den grundsätzli-
chen politischen Ansichten und 
Zielen der Regierung“ erfor-
dert. Diesen Passus im Gesetz 

zum Anlass zu nehmen, um 
Jörg Schmidt und Johannes 
Schmalzl abzusetzen, ist für 
den BBW nicht nachvollziehbar. 

Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann und seinem Vize, 
Innenminister Thomas Strobl, 
hält der BBW-Vorsitzende vor, 
sie verschanzten sich kommen-
tarlos zur Sache hinter der lapi-
daren Aussage, die Entlassung 
der beiden Spitzenbeamten sei 
„letztlich eine politische Ent-
scheidung“. Die Einlassung 
Kretschmanns, der Schritt habe 
nichts mit der persönlichen Leis-
tung der betroffenen Personen 
zu tun, mache die Angelegenheit 
nicht besser. Sowohl Schmidt, 
der zwar erst im Oktober als 
Nachfolger des verstorbenen 
Hermann Strampfer (CDU) ins 
Amt gekommen war, als auch 
Schmalzl, der dienstälteste Re-
gierungspräsident im Land, sei-
en während ihrer Amtszeit stets 

loyale Spitzenbeamte und ver-
lässliche Partner der Regierung 
gewesen. Warum das ausge-
rechnet bei Schmalzl, der fünf 
Jahre der grün-roten Landesre-
gierung gedient habe, jetzt nicht 
mehr gelten soll, sei unbegreif-
lich und spreche für sich.

Vor diesem Hintergrund be-
grüßt es der BBW, dass sich der 
bisherige Amtschef im Tübin-
ger Regierungspräsidium ge-
gen seine Versetzung in den 
vorläufigen Ruhestand gericht-
lich zur Wehr setzen will. Nach 
Einschätzung des BBW-Vorsit-
zenden hat Schmidt durchaus 
Chancen. Stich setzt dabei 
nicht zuletzt auf den Augsbur-
ger Rechtswissenschaftler 
Prof. Dr. Josef Franz Lindner, 
der politische Beamte vor dem 
Hintergrund der hergebrach-
ten Grundsätze des Berufsbe-
amtentums generell für einen 
„Systemfehler“ hält. 

Lindner vertritt die Auffassung, 
der politische Beamte sei heu-
te zwar „eine akzeptierte, 
gleichwohl paradoxe Figur des 
Berufsbeamtentums“. Obwohl 
das Institut des politischen Be-
amten im System des Beam-
tenrechts „schwere Brüche“ 
verursacht, sehe es die gelten-
de Rechtslage in Bund und 
Ländern in beträchtlichem 
Ausmaß vor. Eine verfassungs-
rechtliche Betrachtung zeige, 
dass der politische Beamte 
zwar im Grundsatz zulässig ist. 
Wenig betrachtet worden sei 
bislang allerdings, dass das 
Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) die Anforderungen 
jüngst deutlich verschärft 
habe. Vor diesem Hintergrund 
sei das Institut des politischen 
Beamten grundsätzlich zu 
überdenken, jedenfalls auf 
 wenige Ausnahmefälle zu 
 beschränken.

Nachfolger von Johannes 
Schmalzl in der Stuttgarter 
Behörde wird Wolfgang Rei-
mer (Grüne). Er war bisher 
Amtschef im Ministerium für 
Ländlichen Raum. Das Tübin-
ger Regierungspräsidium soll 
Klaus Tappeser (CDU) über-
nehmen. 
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Protest vor den Landesparteitagen der Grünen   und der CDU

Enttäuschte Beamtin     nen und Beamte 
machen ihrem Unmut   und Ärger Luft
Verärgerte und enttäuschte Beamtinnen und 
Beamte haben am 6. und 7. Mai 2016 vor den 
Landesparteitagen der Grünen und der CDU 
lautstark ihren Unmut über die Sparpläne der 
grün-schwarzen Landesregierung kundgetan. 
Einberufen waren die Parteitage, um den Koali-
tionsvertrag der Regierungspartner abzusegnen, 
was die Delegierten beider Parteien auch mit 
großer Mehrheit getan haben.

Zu den Aktionen vor den Toren 
beider Tagungsorte hatte der 
BBW aufgerufen, nachdem 
Ministerpräsident Kretsch-
mann und CDU-Landeschef 
Thomas Strobl Sparmaßnah-
men bei der Beamtenschaft als 
unumgänglich verteidigt hat-
ten, als sie am 2. Mai 2016 der 
Öffentlichkeit den Koalitions-
vertrag präsentierten.

Trotz kurzfristigem Aufruf be-
reitete eine stattliche Anzahl 
von protestierenden Beamtin-
nen und Beamten vor den Kon-
gresszentren beider Städte den 
eintreffenden Delegierten ei-

nen Vorgeschmack darauf, was 
die neue Landesregierung er-
wartet, wenn sie tatsächlich 
ihre „Folterwerkzeuge“ aus-
packt und der Beamtenschaft 
nach grün-roten jetzt grün-
schwarze Sparmaßnahmen zu-
mutet.

Mit Pfiffen und Tröten haben 
am 6. Mai 2016 in Ludwigsburg 
knapp 100 Demonstranten die 
Delegierten der CDU vor dem 
Kongresszentrum empfangen. 
Jung und Alt waren gekom-
men, Vertreter vieler Mitglieds-
gewerkschaften des BBW. Mit 
Transparenten und Spruchbän-
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Protest vor den Landesparteitagen der Grünen   und der CDU

Enttäuschte Beamtin     nen und Beamte 
machen ihrem Unmut   und Ärger Luft

dern unterbreiteten sie den 
Politikern zudem klare Bot-
schaften: „Genug gespart“ 
oder „Faire Bezahlung – auch 
für Beamte, jetzt“ und „Wir 
sind Mehrwert“ war darauf zu 
lesen. Ins Kongresszentrum 
rein kam kein Delegierter ohne 
Flugblatt, das Spitzenvertreter 
des BBW an den Eingängen 
verteilten.

Auf diesem Flugblatt war 
schwarz auf weiß aufgelistet, 
was der BBW von den Spar-
überlegungen der grün-
schwarzen Koalition hält, und 
von den fehlenden Milliarden, 
die plötzlich, sozusagen über 
Nacht, im Haushalt 2017 auf-
getaucht sind.

Ein ähnliches Bild bot sich tags 
drauf vor dem Kongresszent-
rum der Stadt Leinfelden- 
Echterdingen, wo die Grünen 
tagten. Zwar hatten sich dort 
nicht ganz so viele Beamtinnen 
und Beamte zum Protest ver-
sammelt. Doch auch sie mach-
ten ihrem Unmut lautstark 

Luft. Zudem sagten sie jedem 
Delegierten, der sich unter die 
Schar der Demonstranten 
wagte, dass die grün-schwar-
zen Sparpläne nicht nur den 
Betroffenen schadeten, son-
dern auch dem gesamten 
öffentlichen Dienst, der schon 
bald kaum noch qualifizierten 
Nachwuchs gewinnen kann, 
weil der Staat zunehmend sei-
nen Beamtinnen und Beamten 
eine angemessene Besoldung 
verwehrt.

Während die Delegierten der 
CDU meist Verständnis für den 
Ärger und die Enttäuschung 
der Beamtenschaft zeigten, 
war dies bei den Grünen weni-
ger der Fall. „Wir haben vor der 
Wahl nichts versprochen“, ent-
gegneten sie auf die Vorhal-
tungen der Demonstranten. 
Andere Töne waren tags zuvor 
zu hören, selbst drinnen im 
Saal: „Das Pfeifkonzert traf uns 
zu Recht“, sagte einer der 
37 Redner beim CDU-Landes-
parteitag in Ludwigsburg. 
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M
EV

Richterverein appelliert an Ministerpräsidenten und seinen Stellvertreter:

Von Sparplänen Abstand nehmen
Die Sparüberlegungen der grün-schwarzen Landesregierung haben nicht nur den BBW und seine 
Mitgliedsgewerkschaften auf den Plan gerufen. Der Vorsitzende des Vereins der Richter und Staats-
anwälte in Baden-Württemberg, Matthias Grewe, appelliert in einem offenen Brief an Ministerprä-
sident Winfried Kretschmann und dessen Stellvertreter, Innenminister Thomas Strobl, von den in 
Erwägung gezogenen Sparmaßnahmen Abstand zu nehmen. Grewe warnt Grün-Schwarz eindring-
lich: „Wer nicht mehr amtsangemessen bezahlt, kann auch keine Spitzenleistung mehr erwarten.“

In dem offenen Brief heißt es:

„In ernster Sorge wenden wir 
uns mit diesem Brief an Sie. 
Mit Überraschung und Bestür-
zung entnehmen wir der Pres-
se Ihre Absicht, personelle 
Kürzungen im Staatsdienst 
und finanzielle Schlechterstel-
lungen für Staatsdiener und 
Staatsdienerinnen festzu-
schreiben. Diese Ankündigung 
ist in so allgemeiner Form ge-
halten, dass wir befürchten 
müssen, sie treffe auch die Jus-
tiz, deren Richterinnen und 
Richter, Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte.

Sollte ein solches Vorgehen 
tatsächlich von Ihnen erwogen 
werden, treten wir dem auch 
im Interesse eines funktionie-
renden Rechtsstaats entschie-
den entgegen. Die Justiz des 
Landes Baden-Württemberg 
ist schon heute in vielen Berei-
chen strukturell überlastet. Es 
fehlen für die zumeist bundes-
gesetzlich definierten Aufga-
ben der Justiz Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte, Rich-
terinnen und Richter. Zudem 
ist es angesichts der Konkur-
renzsituation auf dem Arbeits-

markt der qualifizierten Juris-
ten immer schwieriger, geeig-
neten Nachwuchs für die Justiz 
zu gewinnen. Ankündigungen, 
Justizjuristinnen und Justizju-
risten in Zukunft nicht mehr 
an allgemeinen Einkommens-
steigerungen teilhaben zu las-
sen, sind in dieser Situation 
kontraproduktiv.

Eine pauschale Deckelung der 
Besoldungsfortschreibung 
missachtet überdies die vom 
Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) zwischenzeitlich 
mehrfach aufgestellten Anfor-
derungen an eine verfassungs-
gemäße Besoldungsfortschrei-
bung. Um es deutlich zu for-
mulieren: Eine Deckelung der 
Besoldungserhöhung auf ein 
Prozent jährlich wäre verfas-
sungswidrig und ein glatter 
Rechtsbruch. Die Richterinnen 
und Richter wie auch die 
Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte haben einen verfas-
sungsrechtlich garantierten 
Anspruch auf Teilhabe an der 
allgemeinen Einkommensent-
wicklung, der schlichten politi-
schen Finanzierungsprioritäten 
nicht unterliegt (BVerfG, Urteil 
vom 5. Mai 2015, 2 BvL 17/09, 

2 BvL 1/14, 2 BvL 6/12, 2 BvL 
5/12, 2 BvL 4/12, 2 BvL 3/12, 
2 BvL 18/09). Wir werden ein 
derart verfassungswidriges 
Verhalten nicht hinnehmen 
und erneut den Klageweg be-
schreiten.

Von den Vertretern Ihrer Par-
teien hören wir immer wie-
der, die Justiz in Baden-Würt-
temberg arbeite trotz der an-
gespannten Personalsituati-
on quantitativ und qualitativ 
auf hohem Niveau, sei bun-
desweit vorbildlich und stelle 
einen bedeutenden Stand-
ortvorteil für unser Land dar. 
Ohne ausreichendes, qualifi-
ziertes und motiviertes Per-
sonal kann dieser Standort-
vorteil indes nicht gehalten 
werden, auch die innere Si-
cherheit geriete in Gefahr. 
Wer nicht mehr amtsange-
messen bezahlt, kann auch 
keine Spitzenleistung mehr 
erwarten.

In diesem Zusammenhang er-
lauben wir uns, Sie an Ihre 
kürzlich gegebenen Wahlver-
sprechen in den Antworten 
auf unsere Wahlprüfsteine zu 
erinnern: 

 > Wir wollen die personelle 
Besetzung der Justiz weiter 
verbessern … Selbstverständ-
lich streben wir eine 100- 
prozentige Deckung des Per-
sonalbedarfs an … Mit uns 
hingegen wurde und wird 
niemand von der allgemei-
nen Einkommensentwick-
lung abgehängt … Die grün-
rote Landesregierung hat bei 
der Beamtenversorgung kei-
ne Kürzungen vorgenommen 
und wir streben das auch in 
Zukunft nicht an (Antworten 
von Bündnis 90/Die Grünen).

 > Wir wollen eine qualitativ 
hochwertige und motivierte 
Justiz … Wir werden die ab-
gesenkte Eingangsbesoldung 
für neu eigestellte Beamtin-
nen und Beamte sowie für 
Richterinnen und Richter 
rückgängig machen … Tarif-
abschlüsse müssen inhaltlich 
und zeitlich übernommen 
werden (Antworten der 
CDU).

Die Haushaltssituation war 
auch schon damals bekannt. 

Bitte halten Sie sich an Ihre 
Versprechen!“ 

>
D

er
 ö

ff
en

tl
ic

he
 D

ie
ns

t 
in

 B
ad

en
-W

ür
tt

em
be

rg

8

> BBW Magazin | Juni 2016

BBW – Beamtenbund Tarifunion



Die Minister 
im grün-schwarzen Kabinett

Edith Sitzmann 
(Bündnis 90/Die Grünen): 
 
Die bisherige Grünen-Frakti-
onschefin ist die neue Finanz-
ministerin. Die 53-Jährige 
wuchs im bayerischen Regens-
burg auf und lebt heute in Frei-
burg. Sie hat Geschichte und 
Kunstgeschichte studiert. Seit 
1991 engagiert sich Edith Sitz-
mann bei den Grünen, seit 
2002 gehört sie der Landtags-
fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen an. Fraktionsvorsitzende 
wurde sie 2011.

Winfried Hermann 
(Bündnis 90/Die Grünen): 
 
Verkehrsminister Herrmann 
steht für Ranglisten bei 
Straßenbau projekten und den 
Vorrang von Sanierung statt 
Neubau von Infrastruktur. Grü-
nen S21-Gegnern schmeckt es 
nicht, dass der 63-Jährige Ver-
kehrsminister das Bahnprojekt 
nach dem Bürgerentscheid – 
wenn auch zähneknirschend – 
mitträgt.

Theresia Bauer 
(Bündnis 90/Die Grünen): 
 
Dass sie Wissenschaftsminis-
terin im grün-schwarzen Kabi-
nett bleibt, war unstrittig. Ins-

besondere die Hochschulrekto-
ren sind der Politologin dank-
bar. Denn sie sagte ihnen eine 
Finanzspritze von 1,7 Milliar-
den Euro von 2015 bis 2020 zu. 
Die 51-jährige Heidelbergerin 
wird als Nachfolgerin von Mi-
nisterpräsident Winfried 
Kretschmann gehandelt. 

Franz Untersteller 
(Bündnis 90/Die Grünen): 
 
Die Energiewende voranzu-
bringen, Windräder im Süd-
westen zu etablieren – das 
ist der Auftrag für den 59-jäh-
rigen Saarländer, der seit 2011 
Umweltminister ist und wie-
der dem Kabinett angehört. 
Seit 1983 ist er bei den Grü-
nen, seit 2006 im Landtag. 

Manfred Lucha 
(Bündnis 90/Die Grünen): 
 
Der neue Sozialminister 
eroberte im schwarzen Ober-
schwaben bei der Landtags-
wahl im März erstmals das 
Direktmandat für die Grünen. 
Im Jahr 2011 war der 55-jährige 
Chemiewerker, Krankenpfleger 
und Diplom-Sozialarbeiter mit 
einem Ausgleichsmandat in 
den Landtag eingezogen.

Thomas Strobl 
(CDU): 
 
Der CDU-Landeschef ist der 
neue Innenminister des Lan-
des und stellvertretender Re-
gierungschef. Der 56-jährige 
Jurist ist einer von fünf Stell-
vertretern von Parteichefin 
Angela Merkel, stellvertreten-
der Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und Vor-
sitzender der baden-württem-
bergischen CDU-Landesgruppe 
im Bundestag. Der Heilbronner 
gehört seit 1998 dem Bundes-
tag an. Sein Schwiegervater ist 
Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU).

Susanne Eisenmann 
(CDU): 
 
Die 51-jährige bisherige 
Stuttgarter Schulbürgermeis-
terin ist jetzt die Kultusminis-
terin des Landes. Dass die 
Wahl auf sie fiel, befriedigt 
die Forderung der Frauen-
Union nach weiblichen Res-
sortchefs. Von 1991 bis 2005 
war Eisenmann Büroleiterin 
vom damaligen CDU-Land-
tagsfraktionschef und späte-
ren Ministerpräsidenten 
Günther Oettinger.

Peter Hauk 
(CDU): 
 
Der einstige CDU-Fraktions-
chef, der dem liberalen Flügel 
seiner Partei zugerechnet wird, 
kehrt nach fünf Jahren erneut 
als Landwirtschaftsminister an 
die Spitze des Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen 
Raum zurück. Hauk stammt 
aus dem Odenwald. Seit 1992 
gehört der 55-jährige Forstwirt 
dem Landtag an. 

Nicole Hoffmeister-Kraut 
(CDU): 
 
Die 43-jährige Wirtschaftsmi-
nisterin aus Balingen ist die 
größte Überraschung im grün-
schwarzen Kabinett. Die Unter-
nehmerin zog im März per Di-
rektmandat in den Landtag ein. 
Die promovierte Betriebswirtin 
startete ihre Karriere 2002 als 
Analystin bei Ernst & Young in 
London und Frankfurt. 

Guido Wolf 
(CDU): 
 
Der 54-Jährige ist jetzt Justiz-
minister. Der Jurist und frühere 
Kommunalpolitiker Wolf war 
zuletzt Fraktionsvorsitzender 
der CDU-Landtagsfraktion. 
Von 2011 bis Anfang 2015 war 
der frühere Landrat von Tutt-
lingen Landtagspräsident. 
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Finanzexperten rechnen bis 2020 mit Plus von 20 Prozent 

Steuern sprudeln 
kräftig weiter
Bund, Länder und Gemeinden haben allen Grund zur Freude: Die Steuer-
einnahmen sind erneut gestiegen. Nach dem Monatsbericht des Bundes-
finanzministeriums waren die Steuereinnahmen im April um 6,6 Prozent 
höher als im Vorjahr. Insgesamt lagen sie bei 46,3 Milliarden Euro. Das 
sind fast drei Milliarden mehr als im Vergleichsmonat 2015.  

Fast die Hälfte der Steuern kas-
sierte der Bund, die Länder be-
kamen 20,6 Milliarden. Baden-
Württemberg nahm rund 
2,66 Milliarden Euro an Steu-
ern ein. Das sind 2,32 Milliar-
den Euro mehr als im Jahr zu-
vor und entspricht einem Plus 
von 14,7 Prozent. 

Die Steuereinnahmen in den 
ersten vier Monaten dieses 
Jahres liegen um zehn Prozent 
über denen im Vergleichszeit-
raum 2015. Allerdings gebe es 
auch Sondereffekte, die in den 
kommenden Monaten zu ge-
ringeren Einnahmen führen 
könnten, zitiert die Stuttgarter 
Zeitung am 21. Mai 2016 in ih-
rem Bericht „Geldsegen auch 
fürs Land“ eine Sprecherin des 
Finanzministeriums in Stutt-
gart.

Allerdings hat der Arbeitskreis 
Steuerschätzungen bei der 
jüngsten Steuerschätzung An-
fang Mai die zu erwartenden 
Einnahmen nach oben korri-
giert. Die Finanzexperten ge-
hen davon aus, dass in Baden-
Württemberg 2016 rund 
820 Millionen und 2017 sogar 
rund eine Milliarde Euro mehr 
an das Land und die Kommu-
nen fließen. 

In den kommenden fünf Jah-
ren prognostiziert der Arbeits-
kreis Steuerschätzungen, dass 
das Steueraufkommen in der 
Bundesrepublik um 20 Pro-
zent steigen wird. Noch bes-
ser sieht es für die alten Bun-
desländer aus. Hier erwarten 

die Steuerschätzer im glei-
chen Zeitraum sogar ein Plus 
von 21 Prozent. 

Der Steuerschätzung zugrunde 
gelegt wurde eine prognosti-
zierte Steigerung des nomina-
len Bruttoinlandsprodukts von 
rund drei Billionen Euro im Jahr 
2015 auf rund 3,566 Billionen 
Euro im Jahr 2020.

Im Detail kamen die Steuer-
schätzer bei der 148. Sit-
zung des Gremiums, das 
vom 2. bis 4. Mai 2016 in Es-
sen tagte, zu folgenden Er-
gebnissen und Prognosen: 
Das gesamte Steuerauf-
kommen in der Bundesre-
publik Deutschland wird 
nach heutigem Kenntnis-
stand von rund 673 Milliar-
den Euro im Jahr 2015 auf 
rund 808 Milliarden Euro im 
Jahr 2020 steigen. 

Das entspricht einer Steige-
rung um insgesamt knapp 135 
Milliarden Euro beziehungs-
weise um rund vier Prozent 
pro Jahr und rund 20 Prozent 
in den kommenden fünf Jah-
ren. 

Für die alten Bundesländer 
prognostizieren die Steuer-
schätzer eine Steigerung der 
Steuereinnahmen von rund 
254 Milliarden Euro auf rund 
320 Milliarden Euro im Jahr 
2020 beziehungsweise um 
durchschnittlich rund 4,2 Pro-
zent pro Jahr und rund 21 Pro-
zent in den kommenden fünf 
Jahren.

Der Steuerschätzung zugrunde 
liegt eine prognostizierte Stei-
gerung des nominalen Brutto-
inlandsprodukts um insgesamt 
mehr als 500 Milliarden Euro 
beziehungsweise um durch-
schnittlich 3,3 Prozent jeweils 
gegenüber dem Vorjahr und 
rund 18,7 Prozent in den 
kommenden fünf Jahren. Laut 
der Prognose wird die volks-
wirtschaftliche Steuerquote 
leicht ansteigen, nämlich von 
22,25 Prozent im Jahr 2015 auf 
22,66 Prozent im Jahr 2020. 

Die Daten der Steuerschät-
zung liefern eine belastbare 
Grundlage für eine solide 
Haushaltspolitik. Sie stehen 
zwar wie alle Prognosen un-
ter Vorbehalt. Aber es gibt 
keine bessere, wie ein Blick in 
die Vergangenheit zeigt. 
„Wir sind auf einem soliden 
Weg“, erklärte Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäuble 
mit Blick auf die „schwarze 
Null“ und dem Ziel eines 
Bundeshaushalts ohne Neu-
verschuldung.

Dem Arbeitskreis Steuerschät-
zungen gehören neben dem 
federführenden Bundesfinanz-
ministerium Vertreter des Bun-
deswirtschaftsministeriums, 
Fachleute der fünf Wirt-
schaftsforschungsinstitute, 
des Statistischen Bundesamts, 
der Deutschen Bundesbank, 
die fünf Wirtschaftsweisen 
 sowie Vertreter der Länderfi-
nanzministerien und der Bun-
desvereinigung kommunaler 
Spitzenverbände an. 
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Trotz sprudelnder Steuern kein Geld in der Kasse?

Klarheit und Wahrheit – keine Spur
„Geldsegen auch fürs Land“, titelte Maria Wetzel in der Stuttgarter Zeitung 
am 21. Mai 2016. „Bund, Länder und Gemeinde können sich freuen: 
Ihre Einnahmen sind erneut gestiegen.“ 
In der Tat hat Baden-Württem-
berg in 2016 mehr Steuern ein-
genommen als im Vergleichs-
zeitraum 2015. In den ersten 
vier Monaten dieses Jahres 
stiegen die Steuereinnahmen 
um zehn Prozent, im April 
konnte das Land sogar ein Plus 
von 14,7 Prozent verzeichnen. 

In Euro bedeutet dies eine Stei-
gerung der Steuereinnahmen 
von 2,32 Milliarden im April 
2015 auf 2,66 Milliarden im 
April 2016. Zum Vergleich: Die 
gesamten Steuereinnahmen in 
Deutschland waren im Ver-
gleich zum Vorjahr im April 
2016 „nur“ um rund 6,6 Pro-
zent gestiegen. 

Von solch prozentualen Steige-
rungen wie im „Ländle“ kann 
Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble, können andere 
Länderfinanzminister nur träu-
men! Ist Baden-Württemberg 
nun auch – wie der Bund – 
auf einem soliden Weg zur 
„schwarzen Null“ und dem 
Ziel eines Landeshaushalts 
ohne Neuverschuldung?

Weit gefehlt! Die neue grün-
schwarze Landesregierung 
stellte nach ihrem „Kassen-
sturz“ im Rahmen der Koaliti-
onsverhandlungen „über-
rascht“ ein strukturelles Defizit 
in Höhe von rund 2,7 Milliar-
den Euro fest. 

Das Fazit: Ein ausgeglichener 
Haushalt wäre trotz der über-
durchschnittlich steigenden 
Steuereinnahmen und trotz 
der Jahre 2014, 2015 und 2016 
ohne Neuverschuldung in Zu-
kunft nicht mehr möglich. Die 
verfassungsrechtlich veranker-
te Schuldenbremse ab 2020 
wäre im Land „nicht zu wup-
pen“. Vor allem bei Beamten 

und Kommunen müsse ge-
kürzt und gespart werden. 

In den Koalitionsverhandlun-
gen hat man bei diesen Haus-
haltsposten an ein strukturel-
les Einsparvolumen von rund 
1,8 Milliarden Euro gedacht. 
Zielführende konkrete Maß-
nahmen wie abgesenkte Pensi-
onen, auf ein Prozent gede-
ckelte Gehaltserhöhungen, 
Stelleneinsparungen, Beibehal-
tung der abgesenkten Ein-
gangsbesoldung um jeweils 
vier und acht Prozent sowie 
der drastischen und bundes-
weit einmaligen Einschnitte in 
der Beihilfe … wurden disku-
tiert. 

Kürzungen bei den Kommunen 
wurden geprüft: Wie viel Geld 
wird an die Kommunen weiter-
gereicht? 

Zum Vergleich: Wenn 2016 nur 
50.000 Flüchtlinge ins Land 
kommen statt wie eingeplant 
100.000, dann spart das Land 
hier rund eine Milliarde Euro.

Klarheit und Wahrheit? Trans-
parenz? Keine Spur! In der Koa-
litionsvereinbarung finden sich 
keine konkreten Sparmaßnah-
men. Sie sind wohl in den „Ne-
benabreden“ oder in „gehei-
men Zusatzprotokollen“ fi-
xiert. Zu gegebener Zeit wer-
den sie dann in geeigneter 
Weise in die Landespolitik ein-
fließen. „Bei denen (den Beam-
ten) wollen und müssen wir ei-
nige Sparmaßnahmen ma-
chen.“ Das kündigte Minister-
präsident Winfried Kretsch-
mann schon 2012 in seinem 
Buch „Reiner Wein – Politische 
Wahrheiten in Zeiten knapper 
Ressourcen“ an. Nur: Wo sind 
bei diesen „Rekordsteuerein-
nahmen“ die „Zeiten knapper 

Ressourcen“? Und: Wie ge-
winnt man zu den jetzigen 
Konditionen die nötige Anzahl 
qualifizierter Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, um die anste-
henden Leistungen für Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft – 
nicht nur in der Flüchtlingshilfe 
– zu „wuppen“? 

Und: Wie hält es die jetzige 
Landesregierung mit dem 
 Vertrauensschutz nach dem 
Grundsatz „Verträge sind ein-
zuhalten. Pacta sunt servan-
da!“ mit Blick auf die Pensionä-
rinnen und Pensionäre, die 
Rentnerinnen und Rentner, die 
ihre Pflichten aus ihrem Amts-
eid oder aus ihrem feierlichen 
Gelöbnis, aus ihrem „Vertrag“ 
mit dem Land erfüllt haben 
und nun darauf hoffen, dass 
der fürsorgliche Arbeitgeber 
Baden-Württemberg auch sei-
ne Verpflichtungen ebenso 
 getreu erfüllt? 

Übrigens: Nach einer Studie des 
IFO-Instituts in München von 
2012 über den Beitrag des öf-
fentlichen Dienstes zum Brut-
toinlandsprodukt arbeiten in 
Baden-Württemberg nur knapp 
zehn Prozent aller abhängig Be-
schäftigten im öffentlichen 
Dienst, kosten alle diese Be-
schäftigten nur rund sechs bis 
sieben Prozent des Bruttoin-
landsprodukts, betreuen Ver-
waltungsbeamte im Land dop-
pelt so viele Einwohner wie in 
Bayern … In Deutschland arbei-
ten heute nur noch gut vier 
Millionen Beschäftigte im öf-
fentlichen Dienst. 1991 waren 
es noch 2,5 Millionen mehr, so 
die Hans-Böckler-Stiftung am 
4. April 2016. Beamte haben 
eine höhere Wochenarbeitszeit 
als Tarifbeschäftigte …

Waldemar Futter
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Philologenverband Baden-Württemberg (PhV BW) zum Koalitionsvertrag

Weitreichende Zugeständnisse an grünen 
Koalitionspartner angeprangert
Die neue Landesregierung ist im Amt. Was sich Grün-Schwarz für diese 
Legislatur vorgenommen hat, umreißt der Koalitionsvertrag. Beim Philo-
logenverband Baden-Württemberg (PhV BW) stößt die grün-schwarze 
Vereinbarung auf Kritik. 

Der Gymnasiallehrerverband 
macht von seiner großen Ent-
täuschung über die Nichtein-
lösung von CDU-Wahlverspre-
chen keinen Hehl und prangert 
zu weitreichende Zugeständ-
nisse an den grünen Koaliti-
onspartner in der Bildungs-
politik an.

Insbesondere protestiert der 
PhV BW

 > gegen die Ablehnung der 
Wahlfreiheit zwischen G8 
und G9,

 > gegen die Zulassung neuer 
Gemeinschaftsschulen und 
die Einrichtung von bis zu 
zehn Oberstufen an Gemein-
schaftsschulen und 

 > gegen die nur in Stufen be-
absichtigte Rücknahme der 
achtprozentigen Absenkung 
der Eingangsbesoldung für 
Berufseinsteiger bis 2022.

Bedauernd stellt der Philolo-
genverband fest, auch wenn 
nun die Grundschulempfeh-
lung der weiterführenden 
Schule wieder vorgelegt wer-

den soll, was der PhV BW be-
grüßt, so bleibe es doch beim 
Thema „Gymnasium" im Koali-
tionsvertrag leider weitgehend 
bei leeren Worten, wie etwa 
„wir wollen das hohe Niveau 
baden-württembergischer 
Gymnasien bewahren und 
weiterentwickeln". 

Mit Befremden hat man 
beim PhV BW zur Kenntnis 
genommen, dass die Vehe-
menz der jahrelangen Kritik 
an der Bildungspolitik der 
Vorgängerregierung erstaun-
lich rasch bei der grün-
schwarzen Konsenssuche 
verflogen ist. Das werfe die 
Frage auf, ob denn jede der 
„Oppositionsforderungen 
von einst" letztlich ganz ernst 
gemeint waren. 

Die Zulassung weiterer Ge-
meinschaftsschulen inklusive 
eigener Oberstufen sowie die 
Ablehnung einer Wahlfreiheit 
zwischen G8 und G9 bedeuten 
nach Auffassung des Philolo-
genverbands die Aufgabe we-
sentlicher Grundsatzpositio-
nen und die Nichteinlösung 
von Wahlversprechen der CDU.

Das Festhalten an den nur 44 
bestehenden G9-Modellgym-
nasien und die Verweigerung 
einer flächendeckenden, be-
darfsgerechten Parallelfüh-
rung von G8 und G9 zementie-
re die Ungerechtigkeit für die 
Schülerinnen und Schüler, weil 
der enorm nachgefragte Be-
such eines G9-Zuges davon ab-
hängt, wo man zufällig wohnt. 
Ein bemerkenswerter grün-
schwarzer Konsens beim The-

ma Gerechtigkeit, meint man 
beim PhV BW.

Ein Blick zurück macht deut-
lich, während beim grün-roten 
Lieblingsprojekt Gemein-
schaftsschule jahrelang und 
unter Missachtung der festge-
legten Mindestschülerzahl 
Kleinsteinheiten finanziert 
wurden, ließ man bei den 
Gymnasien durch den soge-
nannten Klassenausgleich die 
Klassen systematisch volllau-
fen. Das darf so nicht weiter-
gehen, fordert der PhV. 

Ein weiteres Beispiel für den 
grün-roten Gerechtigkeitssinn 
der letzten fünf Jahre sei der 
Klassenteiler, der bei den Ge-
meinschaftsschulen 28, am 
Gymnasium und der Realschu-
le 30 beträgt. 

Der PhV dazu: „Wir werden se-
hen, ob für die CDU Gerechtig-
keit bisher und Gleichbehand-
lung nach der Wahl noch ge-
nauso wichtig sind wie im 
Wahlkampf! Wenn Grün-
Schwarz an Gerechtigkeit gele-
gen ist, muss der Klassenteiler 
an allen weiterführenden 
Schularten auf 28 abgesenkt 
werden.“ 

Hatten Grün-Rot und allen vor-
an der Ministerpräsident und 
sein Finanzminister im Wahl-
kampf noch ihre haushälteri-
schen Fähigkeiten gerühmt, so 
tat sich nach der Wahl für den 
verdutzten Wähler quasi über 
Nacht ein Milliardenloch auf. 
Muss Ministerpräsident 
Kretschmann davon nicht ge-
wusst haben? Einig waren sich 

Grün und Schwarz darüber, wo 
dreistellige Millionenbeträge 
investiert werden sollen. Einig 
sind sie sich nun auch darin, 
wo gespart werden muss, 
nämlich bei den Beamten.

So soll die achtprozentige Ge-
haltsabsenkung für die Jung-
lehrer nur schrittweise bis zum 
Jahre 2022 zurückgenommen 
werden: Soll das also heißen 
„jedes Jahr ein Prozent weni-
ger“? Und Beamtengehälter 
insgesamt sollen jährlich um 
maximal ein Prozent angeho-
ben werden und eine Kürzung 
der Altersversorgung ist auch 
schon im Gespräch.

„Für alle Beamten, vor allem 
aber für die jungen, sind diese 
grün-schwarzen Vorhaben ein 
Schlag ins Gesicht", kommen-
tiert Bernd Saur, Vorsitzender 
des Philologenverbands Ba-
den-Württemberg, das Vorge-
hen der neuen grün-schwarzen 
Koalition und fügt hinzu: „An-
gesichts jahrzehntelanger, teils 
massiver Befehdung müssen 
sich die Wähler wundern, wie 
zügig und fast problemlos 
Kretschmann und Strobl einen 
Koalitionsvertrag zustande 
bringen konnten. Den Preis da-
für sollen nun die Landesbe-
amten zahlen, denen man ja 
die nötigen finanziellen Opfer 
verordnen kann."

Auf das Kultusministerium sol-
len „globale Minderausgaben" 
von circa 77 Millionen Euro zu-
kommen. Sollen die Kosten für 
die Vorbereitungsklassen für 
die Flüchtlingskinder etwa aus 
dem laufenden Etat finanziert 
werden? Sind hierfür keine zu-
sätzlichen Ressourcen einge-
plant? Fragen über Fragen. 
„Das geht ja gut los!", stellt 
Bernd Saur verärgert fest. 
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Anmerkungen zum Koalitionsvertrag

BLV sieht Licht, aber auch viel Schatten 
Der Koalitionsvertrag löst un-
ter den Lehrkräften der berufli-
chen Schulen keine Begeiste-
rungsstürme, sondern große 
Sorgen aus. Mit diesen Worten 
kommentierte der Vorsitzende 
des Berufsschullehrerverban-
des (BLV), Herbert Huber, die 
grün-schwarze Vereinbarung.

Positiv bewertet der BLV die 
Absicht, die Absenkung der 
Eingangsbesoldung aufzuhe-
ben. Gleichzeitig aber kritisiert 
Verbandschef Huber, dass dies 
nur „im Rahmen der Haus-
haltsvorgaben“ und „schritt-
weise“ bis 2022 realisiert wer-
den soll. Huber mahnte die 
Koalition eindringlich, diese 
Maßnahme nicht auf den 
Sankt-Nimmerleins-Tag zu 
verschieben.

Die Absicht der grün-schwar-
zen Koalitionäre, an bis zu 
zehn Gemeinschaftsschulen 
eine gymnasiale Oberstufe zu-

zulassen, bezeichnet Huber als 
„klaren Bruch eines CDU-Wahl-
versprechens“ in einem ganz 
zentralen Feld der Landespoli-
tik. Hinzu komme, dass die 
quantitative Begrenzung von 
Gemeinschaftsschulen mit 
gymnasialer Oberstufe auf 
zehn Standorte mit der For-
mulierung „die Koalitionspart-
ner gehen davon aus …“ 
wachsweich formuliert sei.

Angesichts des flächende-
ckenden Netzes beruflicher 
Gymnasien mit über 220 
Standorten und Berufskollegs 
mit über 260 Standorten hät-
ten nach Ansicht des BLV die 
Kosten für die gymnasialen 
Oberstufen an Gemein-
schaftsschulen ohne Weiteres 
vermieden werden können. 
Schließlich stünden den künf-
tigen Absolventen der Ge-
meinschaftsschulen genü-
gend Anschlussmöglichkeiten 
zur Verfügung, um das Abitur 

oder die Fachhochschulreife 
zu erwerben. 

Die Ankündigung zur Attrakti-
vitätssteigerung der dualen 
Ausbildung und zum Erhalt ei-
nes breiten Angebots an Fach-
klassen der Berufsschule in der 
Fläche sowie die Absicht, die 
Empfehlungen der Enquete-
Kommission weiter umzuset-
zen und zu verstetigen, be-
grüßt der Berufsschullehrer-
verband. Bezüglich der noch 
während der Koalitionsver-
handlungen bekannt geworde-
nen Planungen für Sparmaß-
nahmen zulasten der Beamtin-
nen und Beamten („Giftliste“) 
warnt der Berufsschullehrer-
verband davor, ein weiteres 
Wahlversprechen zu brechen. 
Verbandschef Huber erinnert 
daran, dass die CDU eine in-
halts- und zeitgleiche und 
Bündnis 90/Die Grünen zumin-
dest eine inhaltsgleiche Über-
tragung der Tarifabschlüsse 

auf die Beamten versprochen 
haben. Eine Deckelung der Be-
soldungserhöhung auf ein Pro-
zent führe zur Demotivation 
und verschlechtere weiter die 
Attraktivität des Lehramts an 
beruflichen Schulen. Außer-
dem dürften nicht erneut die 
Pensionäre zur Kasse gebeten 
werden, um Prestigevorhaben 
der Koalitionäre zu finanzieren. 
Betrachtet man diese Sparplä-
ne, dann hat Innenminister 
Strobel durchaus Recht, wenn 
er von „Folterwerkzeugen“ ge-
gen die Beamten spricht. 

Der Berufsschullehrerverband 
(BLV) bietet der neuen Regie-
rungskoalition eine kritisch-
konstruktive Begleitung an. 
Wenn allerdings die neue Koa-
lition ihre „Folterwerkzeuge“ 
gegen die Beamtenschaft aus-
packt, dann werde man sich 
dagegen wehren, sagt BLV-
Vorsitzender Herbert Huber. 
 

Etat für außerunterrichtliche Veranstaltungen deutlich erhöhen

Klassenfahrten sind keine Vergnügungsreisen
Kurz vor den Sommerferien 
ist in den Schulen Hochzeit für 
Klassenfahrten und Jahres-
ausflüge. Wenn eine Schule 
aktive Lehrer hat, dürfte je-
doch bei den meisten der zur 
Verfügung stehende, traditio-
nell zu niedrige Etat bereits 
ausgeschöpft sein. Ihren Kos-
tenanteil des Klassenausflugs 
muss die begleitende Lehrkraft 
dann aus eigener Tasche be-
zahlen oder alternativ den 
Ausflug ganz absagen.

Der Verband Bildung und Erzie-
hung (VBE) Baden-Württem-
berg fordert, den Etat, der 
Schulen für außerunterricht-
liche Veranstaltungen zur Ver-
fügung steht, deutlich zu erhö-

hen. Den Schulen steht, ab-
hängig von der Klassenzahl 
und -stufe, jedes Jahr ein be-
stimmtes Budget für außerun-
terrichtliche Veranstaltungen 
wie Theaterfahrten, Jahresaus-
flüge und Schullandheimauf-
enthalte zur Verfügung. Dieses 
Jahresbudget liegt beispiels-
weise für eine Schule mit 
20 Klassen deutlich unter 
1 000 Euro, also bei nicht ein-
mal 50 Euro pro Klasse und 
Kalenderjahr. Dieses „Töpf-
chen“ soll ausreichen, die Kos-
ten zu erstatten, die den Leh-
rern für die Durchführung der 
Veranstaltungen entstehen. 

Rektoren dürfen solche außer-
unterrichtlichen Veranstaltun-

gen nur dann genehmigen, 
wenn die dafür zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel 
noch ausreichen, es sei denn, 
die Lehrkraft verzichtet freiwil-
lig auf die Erstattung der Kos-
ten. 

VBE-Chef Gerhard Brand em-
pört sich: Es dürfe nicht sein, 
dass ein Schullandheimaufent-
halt oder eine Klassenfahrt 
deshalb nicht durchgeführt 
werden können, weil kein Geld 
mehr dafür im Topf drin ist. 
Das Kultusministerium speku-
liert nach Auffassung des VBE 
darauf, dass Lehrkräfte, die 
ihre Schüler trotzdem in den 
Genuss pädagogisch wertvol-
ler außerunterrichtlicher 

Schulveranstaltungen kom-
men lassen wollen, die Kosten 
dann aus dem eigenen Geld-
beutel bestreiten. „Das ist je-
doch so, wie wenn ein Lokfüh-
rer zunächst einmal selber eine 
Fahrkarte für den Zug 
lösen müsste, bevor er seine 
Fahrgäste von A nach B be-
fördern darf“, stellt der VBE-
Chef spöttelnd fest. Obendrein 
seien die Reisekosten schon 
sehr lange nicht mehr erhöht 
worden. Klassenfahrten seien 
keine Vergnügungsreisen für 
Lehrkräfte, sondern pädago-
gisch sinnvolle, wertvolle 
 Veranstaltungen, die für die 
Lehrkräfte jedoch sehr viel 
Arbeit mit hoher Verantwor-
tung bedeuteten.  
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 z EDV-Schulung „Tablet“

Seminar 2016 329 GB vom  
19. bis 21. Juni 2016 in  
Königswinter. 

In diesem Seminar erlernen die 
Teilnehmer den Umgang und die 
Möglichkeiten von Tablet-PCs. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbetrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Personal-und Orga- 
ni sationsentwicklung 
im Lichte von verän- 
derten gesellschaft- 
lichen und globalen, 
politischen Erforder- 
nissen – WIE REAGIEREN 
WIR?

Seminar 2016 B169 GB vom  
10. bis 12. Juli 2016 in  
Königswinter.

Verwaltungsstrukturen im Wan-
del mit geplantem Besuch des 
Ministeriums für Verteidigung 
und dortige Info über Verwal-
tungsabläufe und Personalent-
wicklung. 

Das Seminar beleuchtet Maß-
nahmen, Instrumente, Ziele und 
Anforderungen der Personalent-
wicklung in aktuellen Span-
nungsfeldern wie zum Beispiel 
lebenslanges Lernen, Heimar-
beits-/Telearbeits plätze, famili-

enfreundliche Arbeitswelt und 
so weiter. Erfahrungs- und Mei-
nungsaustausch der Teilnehmer 
sollen das Thema Personalent-
wicklung nicht nur beleuchten, 
sondern daraus sollen sich auch 
praktikable Vorschläge für die 
Praxis entwickeln. Leitung: 
 Alfred Maucher

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

Seminarangebote im Jahr 2016
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion  
im Jahr 2016 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

VBE fordert Aufwertung der Grundschule

Gutes Fundament von großer Bedeutung
Der VBE setzt sich mit Vehemenz für die schon längst überfällige Aufwer-
tung der Grundschule ein. Nicht nur beim Hausbau sei das Fundament 
von größerer Bedeutung als die darauf aufgebauten Stockwerke, sagt der 
Sprecher des Verbands Bildung und Erziehung (VBE). Er fordert eine besse-
re finanzielle und personelle Ausstattung der Grundschulen, damit diese 
ihren Auftrag auch bestmöglich erfüllen können. 

Kein Verständnis hat der 
VBE, wenn auch die neue 
grün-schwarze Landesregie-
rung den Grundschulen wei-
terhin nicht die Bedeutung 
zukommen lässt, die sie ei-
gentlich verdient. In die 
Grundschule gehörten die 
besten Pädagogen und eine 
Unterrichtsversorgung, die 
genügend Lehrerstunden für 
Unterstützungs- und Diffe-
renzierungsmaßnahmen er-
möglicht. Dass die Grund-
schulen dafür keine Pool-
stunden erhalten, sei nicht 
mehr hinnehmbar.

 „In der Sekundarstufe auffäl-
lige Schüler fallen nicht vom 

Himmel, sondern kommen aus 
Grundschulen, wo sie – was 
Leistungen oder Verhalten be-
trifft – auch schon auffällig 
waren“, sagt der VBE-Sprecher. 
Wenn man bei diesen Schülern 
pädagogisch gegensteuern 
wolle, müsse man schon früh-
zeitig in der Grundschule un-
terstützend eingreifen, damit 
erst gar keine Schulverlierer 
entstehen. 

Das sei aber gegenwärtig 
kaum möglich, da die Grund-
schulen bislang von der Politik 
zu wenig unterstützt werden. 
Bestes Beispiel dafür sei die 
Tatsache, dass die Grundschule 
nach wie vor als einzige Schul-

art keine Poolstunden bei der 
Pflichtstundenzuweisung er-
halten. Das müsse sich ändern. 

Bereits im Kindergarten und 
verstärkt in der Grundschule 
müssten Kompetenzen von 
Kindern aufgebaut und Strate-
gien zum individuellen und ge-
meinsamen Lernen vermittelt 
werden. Ziel sei ein erfolgrei-
ches „lebenslanges Lernen“, so 
der VBE-Sprecher.

Kinder wollten etwas leisten 
und freuten sich über jeden 
Lernfortschritt, den sie selber 
feststellen können oder der ih-
nen bestätigt wird. Gleichzei-
tig sei es notwendig, dass früh-

zeitig Unterstützungssysteme 
aufgebaut werden, die verhin-
dern, dass Schüler durch die 
„Maschen fallen“ und sich als 
Verlierer fühlen müssen. 

Lern- und Disziplinprobleme, 
die auch schon im Grundschul-
bereich deutlich zutage treten, 
müssten von den Lehrern 
 konsequent angegangen 
 werden. 

Eltern sollen jedoch nach Auf-
fassung des VBE die Schule in 
ihrem Erziehungs- und Bil-
dungsauftrag unterstützen, 
denn Erziehung ist nach wie 
vor in erster Linie das Recht 
und die Pflicht der Eltern. Die 
dafür notwendige verstärkte 
Kommunikation zwischen El-
ternhaus und Schule sei eine 
Aufgabe, die mehr Lehrerstun-
den und eine entsprechende 
Aus- und Fortbildung der Päda-
gogen verlange, moniert der 
VBE-Sprecher.  
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 z Gesundheitsmanagement: 
Gesund und fit bei der  
Büroarbeit

Seminar 2016 B173 GB vom  
15. bis 17. Juli 2016 in  
Königswinter.

In diesem Seminar wird speziell 
auf das „persönliche Gesund-
heitsmanagement“ bei der täg-
lichen Büroarbeit eingegangen. 
Es geht dabei um Stress und um 
wirksame Methoden, diesen zu 
vermeiden beziehungsweise zu 
bewältigen. 

Weiterhin wird auf die schützen-
de und stressreduzierende Wir-
kung von Entspannung, Sport 
und Bewegung eingegangen und 
in der praktischen Anwendung 
geübt. Weitere Übungen und 
Tipps für den Hals-, Schulter- und 
Rückenbereich runden dieses 
 Seminar ab.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro.

 z Meine Zeit gehört ...? – 
Work-Life-Balance

Seminar 2016 B307 GB vom  
17. bis 19. Juli 2016 in  
Königswinter.

„Wer sich mehr Zeit wünscht, 
wünscht sich eigentlich mehr 
Selbstbestimmung“ (Wilhelm 
Schmid, Geschäftsführer des 
Uhrenherstellers A. Lange & 
Söhne).

Die Aktenberge türmen sich, 
Aufgaben werden mehr, es 
kann vorkommen, dass man 
sich zu Besprechungen verspä-
tet, Erholung ist Mangelware, 
die Mitarbeiter klagen über zu 
wenig Verständnis, Abschalten 
fällt schwer, die Arbeit gewinnt 

… wie geht es eigentlich in mei-
nem Zuhause mit mir?

Aufbauend auf die persönlichen 
Erfahrungen und Vorstellungen 
der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer, gewinnen Sie Einblicke 
in Ihre Stärken und Verbesse-
rungsmöglichkeiten der bisheri-
gen Strategien im Umgang mit 
Ihrer Zeit. Es wird entrümpelt, 
es werden klare Strategien im 
Umgang mit unterschiedlichen 
Herausforderungen entwickelt. 
Und wer nichts tut, macht’s 
auch nicht besser.

Mit den im Seminar angebote-
nen Instrumenten lassen sich 
Lösungen für angespannte Situ-
ationen finden. Das erzeugt  
positive Wirkungen – am Ar-
beitsplatz und in der Work-Life-
Balance. Auf der Grundlage ei-
ner 4E-Methode erarbeiten sich 
die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer ein klares Zeitmanage-
ment, das die Zufriedenheit 
nachhaltig verbessern kann.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Auf den Tisch mit den  
Gefühlen – Auseinander-
setzungen, auch im 
Kollegenkreis, konstruktiv 
lösen

Seminar 2016 B175 GB vom  
19. bis 21. Juli 2016 in  
Königswinter

Konflikte entfalten einen Sog. 
Meistens liegen nicht nur zwei 
im Streit – das gesamte Umfeld 
wird hineingezogen. Kollegen 
und Vorgesetzte fühlen sich 
 genötigt, Partei zu ergreifen.  
Unbeteiligte leiden unter der 
schlechten Arbeitsatmosphäre. 
Wenn es so weit kommt, muss 
eine Klärung her.

Sollten etwa undurchsichtige 
Entscheidungen zum Unmut 
führen, müssen Absprachen ge-
ändert werden. Die Konflikte lö-
sen wichtige Impulse für Verän-
derungen aus. Obwohl es fast 
überall Ärger und Stress unter 
Kollegen gibt, so meiden doch 
viele Menschen eine offene Aus-
einandersetzung im Job. Sie 
fürchten einen Gesichtsverlust, 
wollen nicht unprofessionell 
wirken, schweigen lieber in sich 
hinein. Das kann auch anders 
sein.

Im Seminar sollen Hintergründe 
und Sachbezüge bei Auseinan-
dersetzungen auf den Tisch kom-
men. Es soll deutlich werden, 
dass man sich auch an scheinbar 
heißen Eisen nicht verbrennen 
muss. 

Den Mittelpunkt des Seminares 
bildet die lösungsorientierte Ge-
sprächsführung. Die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer erfah-
ren, was sie zu konstruktiven 
Lösungen beitragen können. Sie 
reflektieren ihr eigenes Konflikt-
verhalten und erlangen mehr 
Klarheit und Sicherheit in der 
 Bewältigung von Konflikten.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbetrag:  
Für Mitglieder 132 Euro.

 z Tarifpolitik

Seminar 2016 B240 GB vom  
24. bis 26. Oktober 2016 in  
Baiersbronn

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle-
gen, die sich für Arbeitnehmer-
fragen (Tarifrecht) interessie-
ren.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 180 Euro

Über unser Seminarangebot 
hinaus bieten wir auch die 
Möglichkeit, über „Voucher“ 
Seminare der dbb akademie 
zu buchen. Mit diesen Gut-
scheinen besteht die Möglich-
keit, vergünstigt an Semina-
ren des offenen Programms 
der dbb akademie teilzuneh-
men.

Interessenten informieren 
sich auf der Homepage der 
dbb akademie (www.dbbaka 
demie.de) bei den Seminaren 
im „offenen Programm“ 
(Kennbuchstabe „Q“ vor der 
Seminarnummer) und fragen 
dann beim BBW nach, ob für 
diese Veranstaltung Voucher 
zur Verfügung stehen. Unab-
hängig von dem im Seminar-
programm veröffentlichten 
Teilnehmerbetrag verringert 
sich dieser durch die Inan-
spruchnahme des Vouchers 
auf 132 Euro.

Mit diesem neuen Angebot 
wollen wir unseren Mitglie-
dern die Möglichkeit einräu-
men, zu vergünstigten Teil-
nehmergebühren, von dem 
vielseitigen Seminarangebot 
der dbb akademie Gebrauch 
zu machen. 

Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über 
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare be-
reit. Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.
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Gewerkschaft für den öffentlichen Dienst

Niemand kommt im
heutigen Berufsleben

ohne
Gewerkschaftsvertretung aus.
Allein auf sich gestellt
haben Sie

wenig Chancen,
Ihre Interessen durchzusetzen
und Ihre Rechte wahrzunehmen.

130.000
Mitglieder

solidarisch

kompetent

erfolgreich

ja auch ich möchte

Mitglied werden!

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Postfach 10 06 13
70005 Stuttgart

Absender

Berufs-/Dienstbezeichnung

Ich bin beschäftigt bei

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Am Hohengeren 12
70188 Stuttgart

Telefon 07 11/1 68 76-0
Telefax 07 11/1 68 76-76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de
http://www.bbw.dbb.de
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